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Courant.

Stadt und Land.

Sechster Jahrgang.

Mittwoch , 1 . November . 1848. 88 .

Landtagsverhandlungcn.

Den 26 . Octobcr.

Nach Ablauf der vier Wochen , für welche der
Abg . Dölckers zum Präsidenten gewählt war , wurde
heute eine neue Wahl vorgenommen , welche wieder
auf den Abg . Völckers fiel . Derselbe dankte der Ver¬
sammlung für das Vertrauen und versprach , auch
ferner sich zu bemühen , die Versammlung unparteiisch
zu leiten.

Bei der ferneren Bcrathung des Wahlgesetzes kam
man zunächst wieder auf die ausgesetzte Abstimmung
hinsichtlich der Stellvertretung zurück . Von Seiten
der Regierungs - Eommissivn wurde noch darauf auf¬
merksam gemacht , daß bei Einberufung von Stellver¬
tretern bei weitem nicht so viel Zeit erforderlich sei,
als wenn stets neue Wahlen angeordnet werden müß¬
ten , worauf bei der gestrigen Debatte nicht das Ge¬
wicht gelegt zu sein schien, welches die tatsächlichen
Verhältnisse erforderten . Dadurch ward eine aber¬
malige Debatte über diesen Gegenstand veranlaßt,
die sich sehr in die Länge zu ziehen drohte , als viel¬
seitig Schluß verlangt und dann auch angenommen
ward . Bei der Abstimmung ergab sich abermals
Stimmengleichheit hinsichtlich der Frage , ob Stellver¬
treter zu wählen seien oder nicht , und entschied nun
die Stimme des Präsidenten , welcher sich für das
Wegfällen aller Stellvertretung ausgesprochen hatte.
Mit 19 Stimmen wurde dann der Antrag , daß auf
250 Seelen ein Wahlmann zu wählen sei, angenom¬

men und damit der frühere Beschluß zu Art . 103
wieder aufgehoben . Wir können dies nur billigen,
denn abgesehen von allen andern Unzuträglichkeiten
und Sonderbarkeiten , die herauskommcn , wenn auf
150 Seelen ein Wahlmann gewählt wird (von 150
Seelen sind die Hälfte weiblichen Geschlechts , ^ Kin¬
der , junge Leute die noch nicht wahlberechtigt sind,

Kranke oder Indifferente , so daß nun auf etwa
19 Personen , die wählen , ein Wahlmann kommt ) —
können auch diejenigen , welche für dirccte Wahlen
sind , eine große Menge von Wahlmännern nicht
wünschen . Sie müßten consequenter Weise wünschen,
daß für 6000 Seelen nur ein Wahlmann , wie ein
Abgeordneter gewählt werden , denn Jeder kann wohl
einen  Mann finden , der so wählt , wie er selbst wäh¬
len würde , auch wohl zwei , drei oder selbst zwölf,
auf welche er Einfluß haben oder rechnen kann , aber
es wird ihm dies schwerer je mehr Wahlmänncr
er wählen soll , und zuletzt so schwer , daß es ihm
ganz einerlei ist , welche Personen er zu Wahlmän¬
nern wählt.

Die fernere Berathung des Wahlgesetzes ging
dann rasch vorwärts , die tz. 11 — 18 . wurden mit
wenigen nicht bedeutenden Aenderunge » angenommen.
Der tz. 11 . wurde dahin gefaßt : Bedingte Wahlen
oder Wahlen unter Instructionen sind ungültig . Die
Verhandlungen über die Birkenfclder Wahlen auf
dem gegenwärtigen Landtag hatten wohl wünschens-
werth gemacht , daß die Folgen der Hinzufügung von
Bedingungen und Instructionen bestimmt ausgespro-
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chen würden, und daß man sich nicht bloß dabei be¬
ruhigte, solche für nicht vorhanden anzusehen.

Landtagsverhandlungen und Berichtserstat-
tung über dieselben betreffend.

Die Redaction dieser Blätter hat in Nr. 87.
meiner Behauptung, daß die unvollständigen
Berichte über Landtagsverhandlungenauch unrich¬
tig  seien, ihren Beifall versagt, nichts desto weniger
wird es mir erlaubt sein, noch einmal darauf zurück¬
zukommen, und zu crwiedern, daß nach meiner An¬
sicht die Berichte allerdings unrichtig zu nennen sind,
wenn sie das Votum eines Abgeordneten referiren,
aus dem Zusammenhänge gerissene Stellen desselben
anführen und andere auslassen, die eben so wesent¬
lich sind, als die angeführten. So ergibt eine Ver¬
gleichung des Landtagsprotocollcs vom 18.Oct. mit dem
Berichte in Nr.85. dieser Blätter, daß in dem letzteren
das Votum deS Abgeordneten Dannenberg wahrhaft
gemißhandelt worden ist. Die Bemerkung der
Redaction, daß die Protocolle ebenfalls unvollständig
seien, ist ganz richtig. So z. B . fehlt in dem Votum
des Herrn Präsidenten Völckcrs im Protocolle vom
!7. October eine Aeußerung(der kühne Griff), auf
welche in dem Votum des Abgeordneten Dannenberg
vom 18. October und in einem Votum von dem¬
selben Tage Bezug genommen wurde. Den Herren
Secretaircn, welche Alles leisten, was man ihnen zu-
muthen kann, soll damit kein Vorwurf gemacht wer¬
den, allein es kann dazu dienen, um die Nvthwen-
Ligkeit stenographischer Berichte ins Licht zu stellen,
keineswegs aber um Berichte zu rechtfertigen, die
noch viel unvollständiger sind als die Protocolle.

Die Sache selbst, welche ich in Nr. 87. d. Bl.
berührt habe, ist wichtig genug, um in unfern Ta¬
gesblättern ausführlich besprochen zu werden, und in
dieser Beziehung erlaube ich mir, auf einen Aufsatz:
lieber Abgabenfrcihcit in Nr. 41. der jcverländischen
Nachrichten aufmerksam zu machen. Ob die Herr¬
schaft Jever , welche sich bisher in den Verhandlun¬
gen dem ganzen Lande eng angeschlossen hat, bis
auf diesen Augenblick aber dem Hcrzog-
lhum Oldenburg staatsrechtlich noch nicht
incorporirt  ist , sich Beschlüssen der Versammlung,

wodurch Unsicherheit deS Eigenthums herbeigeführt
wird, gutwillig  fügen werde, steht noch dahin.

Oldenburg, am 30. Oktober 1848.
Der Abgeordnete Ehrentraut.

Zn Beziehung auf die in Nr. 85. der N. BI.
gegebene Darstellung der Landtagsverhandlungen vom
17. und 18. October und die in Nr. 87. enthaltene
Berichtigung sehen die Unterzeichneten sich gcnöthigt,
sich gegen die darin enthaltene Auffassung ihrer Ab¬
stimmung zu verwahren und auf die betreffenden
Protocolle zu verweisen.

Oldenburg 1848. October 29.
Dannenberg . Müller , v. Thünen.

Deutscher Volksverein.

Geschehen, Oldenburg im Kasino am 28.October
1848 Abends 6z Uhr.

Das Protokoll der Sitzung vom 14. d.M. wurde
verlesen, und dem Vereine diejenigen Schriften mit-
getheilt, welche vom Vorstande im Aufträge des Ver¬
eins verfaßt waren.

Sodann wurde zur Tagesordnung übergegangen
und legte der Vorstand der Versammlung

1. eine Adresse an das deutsche Marineministerium
vor, um die Ausführung der deutschen Marineange¬
legenheit zu beschleunigen, und unsere Bereitwilligkeit
zu allen erforderlichen Opfern auLzusprechcn.

Der Verein beschloß: eine derartige Adresse sei
als ohne Einfluß auf diese, allerdings wichtige und
zu fördernde Sache, nicht zu erlassen, da Deutsch¬
lands Meinung schon genügend in dieser Angelegen¬
heit bekundet und das Marineministerium die Sache
jetzt eifrig betreibe.

2. Wurde dem Vereine die Aufforderung zu ei¬
ner Zusammenkunft Abgeordneter von allen deutsch¬
gesinnten Vereinen mitgcthcilt, welche am 3. Novbr.
d. Z. in Kassel stattsinden solle.

Der Verein beschloß, diese Versammlung durch
einen  Abgeordnetenzu beschicken, dessen Reisekosten
aus der Vercinskasse zu bestreiten seien.

Zum Abgeordneten wurde der Lehrer Bartelmann
und zum Ersatzmann der Auditor Claußcn gewählt-
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3. Seitens des Vorstandes wurden hierauf die
Wiener Angelegenheiten zur Sprache gebracht.

Die Versammlung beschloß: es sei eine Adresse
in dem Sinne an das Neichsmmisterium zu erlassen,
daß die Wiener Sache auf den Grund des §. 1. der
Verfassung als eine Deutsche Sache anzusehen sei.
Daß daher alle fremde Truppen vom Deutschen
Boden wegzuweisen seien, wenn nöthig mit Waffen¬
gewalt, und das Reich in dieser Angelegenheit allein
ohne alle Einmischung Fremder zu entscheiden habe.

Die Adresse lautet folgendermaßen:

An das Neichsministerium zu Frankfurt.
Mit freudigem Zurufe begrüßten wir die Erhe¬

bung des Deutschen Volks im Lande Oesterreich, be¬
grüßten seinen thatkrästigen Entschluß, Deutsch zu
sein und zu bleiben. Denn wie man jene Erhebung
sonst noch «»sehen mag, uns ist das Banner der
Wiener das Deutsche, das dcS kaiserlichen Heeres
das eines Slavisch-OesterreichischenGesammtstaatcs.

Welche Stellung die Reichsgcwalt bei dem Kampfe
in Oesterreich cinzunehmen hat, ist uns unzweifelhaft
geworden, nachdem die Deutsche Nationalversamm¬
lung im ersten Paragraphen der Verfassung die bis¬
herigen OesterreichischenBundesstaatenfür Deutsches
Rcichsland erklärt hat. Wer uns dies Neichsland
entreißen will, der ist des Reiches Feind. Was ist
es aber Anderes, wenn man jene Lande einem Ge-
sammtstaate unterordnen will, welcher seinem größe¬
ren Theil nach aus außerdeutschen Ländernj, dessen
Bevölkerung zu mehr als zwei Drittheilen aus frem¬
den Volksstämmen besteht? Deshalb hat der Nvth-
ruf der Deutschen in Oesterreich lauten Nachhall bis
an die Nordsee gefunden, deshalb verlangen die Be¬
wohner unseres Landes, daß ihren Oesterreichischen
Brüdern geholfen werde.

Der Slavische Feind steht vor den Thoren der
Deutschen Hauptstadt; zum Untersuchen ist keine
Zeit. Wozu die Untersuchung, wenn inzwischen die
Vernichtung der deutschgcsinnten Oesterreicher eine
vollendete Thatsache wird? wozu das Zerwürfniß deS
Kaisers mit seiner Hauptstadt und dem Reichstage
untersuchen, wenn uns inzwischen das Deutsche Land
und mit ihm der Reichsgewalt das Recht der Ent¬
scheidung verloren geht? Vor allen Dingen ist das
Deutsche Recht in Oesterreich ohne Verzug zu wah¬

ren und zu sorgen, daß die Deutsche Sache in der
Bekämpfung der Anarchie nicht gefährdet werde.

Darum beantragen wir, daß die Reichsgewalt
alle fremde Truppen, welche Deutschland in Oester¬
reich angreifen, besondcrs die Kroaten, wenn nöthig
mit Gewalt der Waffen vom Deutschen Boden aus-
weise und die Entscheidung des Streites zwischen
dem Kaiser und seinen Deutschen Völkern ausschließ¬
lich in die Hand nehme.

Oldenburg 1848. Oktober 28.
Der deutsche Volks » er ein.

Fragen und Bemerkungen in Betreff der
Schule.

(Fortsetzung und Schluß.)
2) Soll die Besoldung der Lehrer vom Staat, der großen

Gemeine, oder von der Schulgemcinc ansgehcn, oder sollen
die Elter» das Gehalt dcö Lehrers ausbringen?

Alle mir über diesen Gegenstand zu Gesichte gekommenen
Adressen verlangen, daß jede Gemeine ihre Lehrer besolde, der
Staat aber dem Lehrer Garantie, den ärmeren Gemeinen Un¬
terstützung gebe. Dies ist aber dennoch weder richtig»och zweck¬
mäßig. Man muß unbedingt fordern, daß der Staat dem Lehrer
sein Gehalt gebe. Natürlich und richtig ist cs, daß die Eltern
für die Erziehung ihrer Kinder sorgen; ihnen ist es Pflicht
und heiliges Recht. Könnten sic ihren Kindern selbst eine
Erziehung geben, wie diese sie mit Recht von ihnen verlange»
können, so bedürfte man keiner Volksschulen. Allein dieses ist
den meisten»»möglich, weil es ihnen hierzu an geistiger Kraft
und an Zeit fehlt; daher müsse» sic die Erziehung thcilwcise
Lehrern überlasse», und da jeder Einzelne für seine Kinder
keine» Lehrer halten kann, so müsscn sich mehrere zur Grün¬
dung gemeinsamerSchulen vereinigen. Hierbei kam der Staat
bisher zu Hülse. Das geringe Schulgeld, was die Eltern auf
diese Weise nachgebcn müssen, ist aber vielen auch noch eine
Last. Die brüderliche Liebe spricht daher: „Das Schulgeld
muß aufgehoben werden, die Reichen müssen die Armen bei
der Erziehung ihrer Kinder unterstütze», indem Jeder nach
Vermögen zum Gehalt des Lehrers beiträgt." Wahrlich, diese
Forderung ist ein schöner Zug unserer Zeit. Streng gerecht
ist sie nicht, aber sie ist mehr als gerecht, sie ist wahrhaft
christlich, brüderlich. Die Schule gründet sich also auf Vcrci-
nigungs- und Gemeinsinn, die Aufhebung des Schulgeldes
auf brüderliche Liebe. Warum will man aber den Ge¬
meinsinn, die brüderliche Liebe nicht über die Dorsgren-
zcn hinausgehc» lassen? Warum will man nicht auf dem
cingcschlagencn Weg weiter sortschreitcn und die Schule
hinsichtlich der Besoldung der Lehrer auch zur Sache einer noch
größeren Gemeinschaft, zur Staatsanstalt machen? Man kann
dieses, da Geineinsinn dazu jetzt schon genug vorhanden ist,
man muß dieses, weil unsre Zeit es verlangt. Daß man die
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Besoldung von der Gemeine fordert, beruhet größtenthcilS uns.
Furcht vor großen Schwierigkeiten. Allein bereitet man sich
nicht gerade durch diese Furcht große Schwierigkeiten? Muß
inan sich nicht schon sogleich durch Zuschüsse aus der Staats¬
kasse zu retten suche»? Die Zuschüsse, die der Staat der ein¬
zelne» Gemeine geben soll, sind aber nichts anders, als die
Zuschüsse, welche jetzt die unvermögenden Eltern aus der Ar-
mencassc empfangen. Die Einzelnen sollen das Schulgeld
nicht mehr aus der Armenkasse erhalten, weil cs für sie be¬
schämend und niedcrschlagcnd ist und sie cs daher auch nicht
ohne die größte Nvth nehmen' mögen. Meint man, daß eine
ganze Gemeine lieber Armengcld nehmen mag? — Und trotz
der Zuschüsse wirb doch immer »och die ärmste Gemeine am
meisten zur Schule bezahlen müssen, denn sic wird erstlich das
Schulgeld bis zu einer bestimmten Höhe zu entrichten, dann
aber auch noch vcrhältnißmäßig zu den Zuschüssen bcizutragcn
haben. Ucbernimmt aber der Staat , die große Gemeine, die
Besoldung, dann kann und wird die Verihcilung des Schul¬
geldes im ganzen Lande eine gleichmäßige werden und für
Niemand mehr eine Last sein, dann fällt das Armengcld für
die Erziehung wirklich weg, dann kann eine Gehaltserhöhung
nach dem Alter ohne Schwierigkeit cintreten, daun kann man,
ohne ungerecht gegen die Lehrer zu werden, der Gemeine eine
möglichst freie Wahl gestatten, dann wird die Schule dem
Staate zur Erreichung seines Zwecks, Freiheit und Wohl des
Volks, wahrhaft dienen können, dann wird, mit einem Worte
gesagt, die Schule mit Leichtigkeitauf den lhr gebührenden
Standpunkt gestellt werden können. Viele Kräfte vermögen
etwas Großes. — Sollen die einzelnen Gemeinen ihre Lehrer
besolden, so müßten sic auch die ausgedienten Lehrer pensioni-
rcn. Oder sind kiese Staats -, die. dienenden Lehrer aber Ge-
nieindcdicncr? Warum verlangt man Lchrerpensionen vom
Staat ? — Weil man nicht anders kann.

Ucbernimmt der Staat die Besoldung der Lehrer, so fällt
ihm natürlich auch alles Vermögen, welches die einzelnen Schu¬
len zu diesem Zwecke besitzen, als Schulvermögen anheim.
Dies ist wohl eben der Punkt, warum mau Besoldung von
der Gemeine will. Man glaubt, die einzelne Gemeine werde
und könne ihr Schulvermögen nicht aufgebcn und der Staat
werbe vielleicht dem Lehrer auch nicht das nöthigc Land zur
Benutzung überlassen. Das Vermögen der Schulen ist aber
größtenthcilS durch Schenkungen erworben und cs wird gewiß
mehr im Sinne der wohlthätigen Geber verwandt, wenn cö
zum Besten der Schule überhaupt dient, als wenn es einzelnen
meistens reicheren Gemeinden zu Gute kommt. Ost hat auch
der Staat einen bedeutenden Antheil am Schulvermögcn. In
beiden Fällen kann die Gemeine keine Entschädigung verlan¬
gen. Anders ist cS, wenn die Gemeine in neuern Zeiten das
Vermögen Lurch Kauf erworben hat. Will sic das so Erwor¬
bene dem allgemeinen Wohl nicht aufopfer», so muß sie mäßig
entschädigt werden, wozu vielleicht der allgemeine Schulsond
benutzt werden könnte. Was die Lehrer anbetrifft, so muß ich

bemerken, daß eben in dieser Weise cs möglich wäre, jedem
Lehrer das »öthige Land zu verschaffen

3. Sollen in den Unterklassen wie bisher noch Seminari¬
sten und Candidatcn als Hülsslehrcr eingestellt bleiben, oder
sollen an ihre Stelle selbstständige Lehrer treten? Alle Adressen
scheinen für Beibehaltung der Hülsslehrcr zu sein, und doch
bi» ich fest überzeugt, dem Gedeihe» der Schule würde cs im
höchsten Grade förderlich werden, wenn man an ihre Stelle
selbstständige Lehrer anstclltc. Fordert nicht auch grade die Un¬
terklasse einen erfahrenen Erzieher? Macht nicht auch der
Wunsch nach Vermehrung des Lchrerpcrsonals und der gethcil-
ten Schulen eine solche Maßregel nothwendig? Oder sollen die
Lehrer ungefähr ihr ganzes Leben hindurch Hülfslehrerbleibe»?*' )

Möchte man diese Fragen und Bemerkungen am rechte»
Orte rcistich erwägen und durch die That richtig beantworte»!

Oktober 22. —n.

") Dieser Vorschlag, der in das Recht der Gemeinden aufs
tiefste cingrcift, wird dem Eifer der Gemeinden für die Schule
nicht grade förderlich sein, und abgesehen von den Schwierig¬
keiten rer Ausführung, stellt er die Lage des Lehrers viel un¬
sicherer, indem er sie zu besoldeten Staatsbeamte» inacht, die
in Fällen der Nvth mit Gehaltsbcschränkung bedroht sind.

D. Red.
*' ) Aber da die öffentliche Stimme sich ebenfalls dringend

gegen de» Mißbrauch erhebt, nach dem jetzt die Seminaristen
sich nothdürstig an der Armenschulcpractisch vorbcrciten: wo¬
her solle» die erfahrnen Lehrer kommen, wen» ihnen alle Ge¬
legenheit, sich Erfahrung zu sammeln, genommen ist? Wir for¬
dern den geehrten Einsender aus, über diesen Punkt insbeson¬
dere paffende Vorschläge zu thu». Denn die Selbstständigkeit
allein schafft noch keinen erfahrenen Erzieher. D. Red.

Kleine Ebronik.
Worte Napoleons  i » Saint-Cloud, den 24. Jan .1814:

„Die Philosophie des achtzehnten Jahrhunderts wird ihre
Früchte tragen; ich habe die sociale Zerrüttung aufgehalte»: sie
wird ihren Lauf wieder antreten. Frankreich und ein Thcil
Italiens waren schon von ihr verschlungen, sie hatte Belgien
und Holland ergriffen— bedrohte den Rest von Europa, und
niemand fand sich, der mit eiserner Faust sich ihrem Fortschrei¬
ten cntgegenstcllte; im Gegenthcil, man hätschelte sie — mau
wich vor ihr zurück! Nur in der Furcht vor ihr bestand ihre
ganze Kraft: das sah ich auf de» ersten Blick. Ich packte das
Ungeheuer bei der Kehle, ich Hab' cs »icdcrgewvrfen, mit Füßen
getreten— weil ich mich nicht davor fürchtete; aber ich habe es
nicht zerstört, es schlummertnoch— voll Leben. Mit der Zeit
hätte ich cs auf immer vernichtet; die Welt würde davon be¬
freit worden sein. . . Wenn ich falle, werden sic das Wieder¬
erwachen der Anarchie erleben; kennen Sie den Namen, unter
welchem sic die Völker verführt? Sie nennt sich Republik! . . .
Auch ich war ein Republikaner, ich war cs im besten Glauben,
aber ich habe kennen gelernt, daß eine Republik nichts ist als
ein offenes Feld für alle Ehrgeizigen und auf welchem die schlech¬
ten Leidenschaften das Gepräge des Patriotismus annehmen."

Redakteur: I . Bartelmann. Verlag und Schnellpressendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Sechster Jahrgang.

Sonnabend , 4 . November . 1848 . ./U 8V.

Landtagsverhandlungen.

Den 30 . October.

Die Acten über die in Gemäßheit des landesherr¬
lichen Patents vom i8 . b. M . im Kreise Neuenburg
vorgenommene Neuwahl wurden vorgelegr . Der
Abg . Eloster war mit 89 von 12 t Stimmen wieder
gewählt . Die Acten gingen zur Prüfung der Legiti¬
mation an den Ausschuß.

Unter Vorsitz des Vicepräs . Pancratz kamen dann
die bereits angekündigten besonder » Anträge der Lü-
beker Abgeordneten zur Verhandlung . Abg . Völckcrs
gab zunächst eine geschichtliche Uebersicht in Betreff
der staatlichen Verhältnisse des Fürstenthums Lübek,
und knüpfte daran die Motivirung der besondern
Anträge . Gr ging davon aus , daß das Fürstenthum
früher immer selbstständig gewesen , jetzt aber realiter
unirt sei mit den übrigen Bestandtheilen des Groß¬
herzogthums , für welche insgesammt jetzt das Staats-
grundgcsetz beralhen und festgestellt werde . Bisher
habe das Fürstenthum eine ganz getrennte Verwal¬
tung gehabt , nur wenige Einrichtungen (Ministerium,
Oberappellationsgcricht , Prüfungscommission , Witt-
wcncasse , Militairwesen ) seien gemeinschaftlich gewe¬
sen, zu den Bundcslasten , der Kosten der Hofhaltung
sei ein Beitrag geleistet , nur wenige Gesetze hatte das
Fürstenthum mit dem Herzogthum gemein , weniger
als das Fürstenthum Birkenfeld . Dirccter Verkehr
mit Oldenburg würde nie Statt haben können , eine
nähere Verbindung mit den Nachbarländern für solche

kleine StaatSparcellen immer durchaus nothwcndig
sein . Hier sei das Fürstenthum Lübek in vielfacher
Hinsicht auf den Anschluß an Schleswig - Holstein
hingewiesen und spccivisch oldenburgische Institutio¬
nen dürften nicht hemmend dazwischen treten . Der
Antragsteller ging die verschiedenen Zweige der Ju¬
stizverwaltung und der Administration durch , und
wies nach , wie und wo dabei ein Anschließen an
Holstein geboten sei. Wenn daher die Abgeordneten
von Lübek auch früher geglaubt hätten , hinsichtlich
ihrer provinziellen Angelegenheiten mit einer illo i„
partes ausreichen zu können , so habe sich doch bei
näherer Erwägung die Nothwcndigkcit eines Pro¬

vinz  i a l - L a n d ta  g es  für das Fürstenthum hcrausgc-
stellt , wie auch das Fürstenthum Birkcnfeld einen
solchen erhalten werde.
" " Diese Einrichtung dürfe aber auch nicht in eine
unbestimmte Zukunft hinausgeschvben , sondern müsse
sogleich mit regulier werden . Zunächst sei zu bestim¬
men , was nach Art . 127 . gemeinsame Angelegenhei¬
ten sein sollen . In dieser Beziehung wurden einige
von dem Vorschläge des Ministeriums zu Art . 127.
abweichende Vorschläge gemacht , welche uns zweck¬
mäßig schienen . — Zu Art . 170 — 173 . wurde dann
der Vorschlag gemacht , daß der allgemeine Landtag,
ohne die Birkenjclber und Lübeker Abgeordneten , den
Provinzial -Landtag für das Herzogthum bilde . Für
die andern Provinzial - Landtage sei dann auf 2000
Seelen ein Abgeordneter zu wählen . Dem Provin¬
zial - Landtage und den Abgeordneten bei diesen seien
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